
Demokratie, Politie und Herrschaft
Warum Demokratie in Österreich hoch zu schätzen bleibt 

und weshalb sie dennoch Maß braucht
Ein wissenschaftlich-pädagogischer Essay

1. Ausgangsfrage: Was darf man von Demokratie erwarten?

Demokratie  gehört  zu  den  bedeutendsten  politischen  Errungenschaften  Westeuropas.  Sie  hat
Herrschaft  aus  der  Sphäre  des  bloß  Ererbten,  Dynastischen,  Sakralen  und  unkontrolliert
Machtförmigen  herausgeführt  und  an  Verfahren  gebunden:  Wahl,  Parlament,  Verfassung,  Recht,
Öffentlichkeit, Kontrolle, Kritik und Abwahl. Ihre historische Größe liegt darin, dass sie politische Macht
rechenschaftspflichtig  macht.  Wer regiert,  soll  begründen,  sich prüfen lassen und abgelöst  werden
können.  Doch  hier  beginnt  die  notwendige  Ernüchterung.  Demokratie  ist  keine  Heilsordnung.  Sie
verwandelt Menschen nicht automatisch in vernünftige Bürgerinnen und Bürger. Sie garantiert keine
Wahrheit,  keine  Gerechtigkeit,  keine  Weisheit  und keine  sittliche  Reife.  Sie  schafft  vielmehr  einen
Ordnungs-rahmen,  in  dem  Irrtum,  Interessen,  Konflikte,  Machtansprüche  und  gesellschaftliche
Gegensätze möglichst friedlich verhandelt werden können. Ihre große Leistung besteht darin, dass sie
Macht  begrenzt  und  Korrektur  ermöglicht.  Darum  verdient  Demokratie  Achtung,  jedoch  keine
Überhöhung. Wer an Demokratie zu hohe Erwartungen stellt, wird bald enttäuscht: Parteien streiten,
Parlamente ringen mühsam um Mehrheiten, Regierungen machen Fehler, Wählerinnen und Wähler
urteilen  manchmal  kurzfristig,  Medien  vereinfachen,  Interessengruppen  üben  Druck  aus,  soziale
Spannungen bleiben. All das widerlegt Demokratie keineswegs. Es zeigt vielmehr, weshalb Demokratie
institutionelle Mäßigung, politische Bildung und rechtliche Begrenzung braucht.

Die These dieses Essays lautet: Die beste moderne Demokratie nähert sich dem an, was Aristoteles
„Politie“ nannte – einer gemeinwohlorientierten, maßvollen und rechtlich gebundenen Herrschaft der
Vielen.  Demokratie  bezeichnet zunächst  die  Herkunft  politischer Legitimation aus dem Volk.  Politie
bezeichnet die Qualität dieser Herrschaft, sofern sie durch Recht, Maß, Ausgleich und Gemeinwohl-
orientierung geordnet wird.

2. Herrschaft als Grundproblem politischer Ordnung
Jede politische Ordnung steht vor derselben Grundfrage: Wer darf für alle verbindlich entscheiden?
Sobald Menschen zusammenleben, entstehen Konflikte über Sicherheit, Eigentum, Steuern, Bildung,
Religion, Krieg, Frieden, soziale Ordnung, Freiheitsrechte und gemeinsame Zukunft. Ohne verbindliche
Entscheidungen zerfällt das Gemeinwesen in konkurrierende Kräfte. Mit verbindlichen Entscheidungen
entsteht  Herrschaft.  Herrschaft  bedeutet  die  Fähigkeit,  allgemein  geltende  Entscheidungen
durchzusetzen. Sie kann auf Gewalt, Tradition, Religion, Recht, Zustimmung, Gewohnheit, Furcht oder
Anerkennung beruhen. Die entscheidende Frage lautet daher nicht nur: Wer herrscht? Ebenso wichtig
bleibt: Mit welchem Recht wird geherrscht? Wem dient die Herrschaft? Wer kontrolliert sie? Wie wird
Macht  begrenzt?  Wie  können  Fehler  korrigiert  werden?  Pädagogisch  gesprochen:  Herrschaft  ist
zunächst  die  Antwort  auf  das  Ordnungsproblem.  Demokratie  ist  eine  Antwort  auf  das
Legitimationsproblem.  Rechtsstaat  ist  eine  Antwort  auf  das  Begrenzungsproblem.  Politie  ist  eine
Antwort auf das Qualitätsproblem politischer Herrschaft.

Begriff Leitfrage Kernproblem Reife Form

Herrschaft
Wer entscheidet

verbindlich?
Ordnung gegen Chaos

Macht wird begründet 
und begrenzt

Demokratie
Von wem geht 

politische Macht aus?
Legitimation durch das Volk

Beteiligung, Wahl,
Rechenschaft

Rechtsstaat
Wodurch wird 

Macht gebunden?
Schutz vor Willkür

Gesetz, Grundrechte,
unabhängige Gerichte

Politie
Wozu wird 

Macht gebraucht?
Gemeinwohl statt
Gruppenegoismus

Maß, Ausgleich, 
Stabilität, Verantwortung
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Damit wird sichtbar: Demokratie allein löst noch nicht alle politischen Probleme. Sie beantwortet die 
Frage nach der Herkunft legitimer Macht. Die Frage nach der guten Ausübung dieser Macht bleibt 
damit weiterhin offen. Genau an dieser Stelle gewinnt der Begriff der Politie seine Bedeutung.

3. Monarchie und Demokratie: Die österreichische Erfahrung
Für Österreich lässt sich die Bedeutung der Demokratie nur geschichtlich verstehen. Die Habsburger-
monarchie prägte das Land über  Jahrhunderte.  Sie brachte  Verwaltung,  kulturelle  Vielfalt,  Rechts-
entwicklung,  Bildungsinstitutionen,  Infrastruktur  und  europäische  Bedeutung  hervor.  Eine  schlichte
Abwertung dieser Epoche wäre historisch grob. Zugleich blieb die politische Ordnung lange dynastisch
bestimmt.  Der  Monarch  stand  im  Zentrum.  Parlamentarische  Mitwirkung  entwickelte  sich  spät,
konfliktreich und unter engen Grenzen. Die Monarchie kann in verschiedenen Formen auftreten. Eine
absolute Monarchie konzentriert politische Macht stark beim Herrscher. Eine konstitutionelle Monarchie
bindet  die  Monarchie  an  Verfassung  und  Parlament.  Eine  parlamentarische  Monarchie  heutiger
Prägung  kann  demokratisch  funktionieren,  sofern  die  Regierung  aus  Wahlen  hervorgeht  und  der
Monarch überwiegend repräsentative Aufgaben erfüllt. Daher wäre die Aussage „Monarchie ist immer
undemokratisch“ zu einfach. Großbritannien, Schweden, Norwegen, Dänemark oder die Niederlande
zeigen demokratische Monarchien.

Für Österreich fällt  die geschichtliche Bewertung dennoch anders aus. Die Republik bedeutete den
Bruch mit dynastischer Legitimation. Das höchste Staatsamt wird nicht vererbt. Die politische Ordnung
soll  vom Volk  her  begründet  werden.  Das  ist  nach  österreichischer  Erfahrung  ein  zivilisatorischer
Fortschritt.  Die  Republik  macht  Bürgerinnen und Bürger  zu  Trägern  politischer  Verantwortung.  Sie
ersetzt Untertanenmentalität durch Bürgerrolle, Erbanspruch durch Wahl, dynastische Kontinuität durch
demokratische  Rechenschaft.  Die  Lehre  daraus:  Gegenüber  der  monarchischen  Tradition  bleibt
Demokratie in Österreich die bessere politische Ordnung, weil sie Macht zeitlich begrenzt, rechtlich
bindet,  öffentlich  kontrolliert  und  durch  Wahl  korrigierbar  macht.  Ihre  Überlegenheit  liegt  nicht  in
moralischer Vollkommenheit, sondern in institutioneller Korrekturfähigkeit.

Vergleichspunkt Monarchische Ordnung Demokratische Republik
Ursprung der Macht Dynastie, Tradition, Erbfolge Volk, Wahl, Verfassung

Staatsoberhaupt Erblich oder dynastisch bestimmt Gewählt oder republikanisch legitimiert

Bürgerrolle Historisch lange Untertanenstellung
Bürgerinnen und Bürger als 
politische Mitverantwortliche

Kontrolle der Macht
Je nach Verfassung begrenzt 

oder schwach
Parlament, Gerichtsbarkeit,

Öffentlichkeit, Wahlen

Fehlerkorrektur
Abhängig von Herrscher, 

Hof, Eliten und Krisen
Abwahl, Opposition, öffentliche Kritik,

Verfassungsgerichtsbarkeit
Österreichische

Bewertung
historisch prägend, kulturell

bedeutend, politisch überwunden
angemessene Ordnung nach 
den Erfahrungen Österreichs

Demokratie bleibt damit auch dort vorzuziehen, wo ihre konkrete Praxis enttäuscht. Wer demokratische
Unvollkommenheiten  mit  monarchischer  Sehnsucht  beantwortet,  übersieht  den  Kern:  Demokratie
schafft keinen idealen Menschen, aber sie verhindert eher, dass Macht dauerhaft unkontrolliert bleibt.

4. Demokratie: Herrschaft des Volkes und Verfahren der Korrektur
Demokratie  bedeutet  ihrem Ursprung nach Herrschaft  des Volkes.  In  modernen Staaten geschieht
diese Herrschaft überwiegend repräsentativ. Bürgerinnen und Bürger entscheiden nicht täglich selbst
über alle politischen Einzelheiten. Sie wählen Parlamente, diese beschließen Gesetze, kontrollieren die
Regierung  und  bilden  politische Mehrheiten.  Parteien  bündeln  Interessen.  Medien  informieren  und
kommentieren.  Gerichte  prüfen  staatliches  Handeln.  Verfassungen  setzen  Grenzen.  Demokratie
umfasst daher mehr als Abstimmung. Eine bloße Mehrheit genügt noch nicht für eine reife Demokratie.
Wäre  Demokratie  nur  Mehrheitsentscheidung,  könnte  eine  Mehrheit  Minderheiten  verdrängen,
Grundrechte relativieren oder kurzfristige Stimmungen in Gesetzesform bringen. Moderne Demokratie
verlangt  deshalb  eine  Verbindung von Mehrheit  und Grenze:  Mehrheit  entscheidet  innerhalb  einer
Ordnung, die Freiheit, Recht, Menschenwürde, Minderheitenschutz und Verfahrensfairness wahrt.
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Pädagogisch  lässt  sich  Demokratie  in  vier  Dimensionen  erklären.  Die  erste  Dimension  betrifft
Beteiligung: Menschen dürfen wählen, kandidieren, sich äußern und politisch mitwirken. Die zweite
Dimension betrifft  Wettbewerb: Parteien und politische Kräfte ringen öffentlich um Zustimmung. Die
dritte  Dimension  betrifft  Begrenzung:  Verfassung,  Rechtsstaat  und  Grundrechte  verhindern  bloße
Willkür.  Die  vierte  Dimension betrifft  Korrektur:  Fehlentscheidungen können politisch,  rechtlich  und
öffentlich überprüft werden.

Dimension der
Demokratie

Einfache Erklärung Tiefere Bedeutung Gefahr bei Schwäche

Beteiligung
Bürgerinnen und Bürger

wirken mit
Politische Macht wird vom

Volk her legitimiert
Entfremdung,

Politikverdrossenheit

Wettbewerb
Parteien und Programme
treten gegeneinander an

Macht wird friedlich
umkämpft

Populismus,
Lagerdenken, Demagogie

Begrenzung
Recht und Verfassung

setzen Grenzen
Freiheit wird vor

Mehrheitswillkür geschützt
Autoritäre Versuchung

Korrektur
Regierungen können

abgewählt werden
Demokratie lernt 

aus Fehlern
Erstarrung,

Vertrauensverlust

Öffentlichkeit
Politik wird sichtbar und

kritisierbar
Bürgerurteil wird möglich

Manipulation,
Desinformation,
Erregungspolitik

Damit  lässt sich der Wert der Demokratie nüchtern bestimmen: Sie ist  die politische Ordnung, die
Macht am ehesten zur Verantwortung zwingt. Sie verhindert Konflikte nicht, aber sie zivilisiert deren
Austragung. Sie beseitigt Interessen nicht, aber sie macht sie sichtbar. Sie verhindert Fehler nicht, aber
sie öffnet Wege zur Korrektur.

5. Politie: Der vergessene Maßstab guter Herrschaft der Vielen
Der Begriff  Politie stammt aus der antiken Staatsformenlehre. Bei Aristoteles steht er für eine gute
Form der Herrschaft der Vielen. Entscheidend bleibt nicht allein, wie viele herrschen, sondern wozu
Herrschaft ausgeübt wird. Herrscht einer zum gemeinsamen Nutzen, liegt eine gute Monarchie vor.
Herrschen wenige zum gemeinsamen Nutzen, liegt Aristokratie im klassischen Sinn vor.  Herrschen
viele zum gemeinsamen Nutzen, spricht Aristoteles von Politie. Wird Macht dagegen zum Vorteil des
Herrschers, einer kleinen Gruppe oder einer Mehrheit eingesetzt, entstehen Tyrannis, Oligarchie oder
eine  problematische  Demokratie.  Die  antike  Begrifflichkeit  darf  nicht  unmittelbar  mit  modernen
Begriffen  verwechselt  werden.  Was  Aristoteles  „Demokratie“  nannte,  entspricht  nicht  einfach  der
heutigen  verfassungsstaatlichen  Demokratie.  Seine  Kritik  richtet  sich  gegen  eine  ungezügelte
Herrschaft der Mehrheit, besonders dort, wo eine soziale Gruppe ihre Interessen ohne Blick auf das
Ganze durchsetzt. Die Politie hingegen meint eine gemischte, maßvolle und ausgleichende Ordnung.
Sie verbindet demokratische Beteiligung mit Elementen der Mäßigung, der Rechtsbindung und des
sozialen  Ausgleichs.  Der  pädagogische  Schlüssel  lautet:  Demokratie  sagt,  dass  das  Volk  Quelle
legitimer Macht sein soll. Politie fragt, ob diese Macht gut, maßvoll und gemeinwohlorientiert ausgeübt
wird.

Aristotelischer
Maßstab

Gute 
Form

Problematische
Form

Grundunterschied

Herrschaft eines
Einzelnen

Monarchie im
gemeinwohlorientierten Sinn

Tyrannis
Gemeinwohl oder Eigennutz

des Herrschers

Herrschaft weniger
Aristokratie im 

klassischen Sinn
Oligarchie

Gemeinwohl oder
Gruppeninteresse

Herrschaft vieler Politie
ungezügelte
Demokratie

Gemeinwohl oder
Mehrheitsinteresse

Die  Politie  gewinnt  für  die  Gegenwart  besondere  Aktualität,  weil  moderne  Demokratien  ebenfalls
gefährdet bleiben. Eine Mehrheit kann sich moralisch absolut setzen. Parteien können Gemeinwohl
durch Machttaktik ersetzen. Medien können sachliche Prüfung durch Erregung verdrängen. Interessen-
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gruppen können den Blick auf das Ganze verengen. Bürgerinnen und Bürger können politische Freiheit
mit bloßer Anspruchshaltung verwechseln. Politie erinnert an die notwendige Reifung der Demokratie.
Sie verlangt Rechtsbindung, Maß, soziale Mitte,  Gemeinwohl,  Ausgleich der Interessen, Schutz vor
Extremisierung und Achtung vor der Würde politischer Gegner. In moderner Sprache bedeutet Politie:
Demokratie braucht Verfassungskultur.

6. Demokratie und Politie im direkten Vergleich
Der Unterschied zwischen Demokratie und Politie darf keineswegs als Gegensatz zwischen heutiger
Demokratie und antiker Theorie missverstanden werden. Vielmehr handelt es sich um zwei Betrach-
tungsebenen. Demokratie bezeichnet die Legitimation politischer Macht. Politie bezeichnet die Qualität
ihrer Ausübung. Eine Demokratie kann politienah werden, wenn sie ihre eigenen Gefahren erkennt und
institutionell zügelt. Sie bleibt politienfern, wenn sie sich auf Mehrheit, Stimmung, Mobilisierung und
Machtgewinn verengt.

Frage Demokratie Politie
Zeitgemäß 

reflektierte Deutung
Woher kommt

Macht?
Vom Volk

Von den vielen Bürgern im
Rahmen einer guten Ordnung

Legitimation braucht
Beteiligung

Wie wird
entschieden?

Durch Wahl, Mehrheit,
Repräsentation, Verfahren

Durch maßvolle, rechtlich
gebundene und ausgleichende

Verfahren
Mehrheit braucht Recht

Wem soll Politik
dienen?

Dem Volk
beziehungsweise 

der Mehrheit
Dem gemeinsamen Nutzen

Gemeinwohl steht über
bloßer Stimmenarithmetik

Was ist die
Hauptgefahr?

Populismus,
Mehrheitswillkür,

Demagogie, Kurzfristigkeit

Erstarrung des Maßbegriffs,
Elitenanspruch

Maß darf nicht zur
Bevormundung werden

Was ist die
Hauptstärke?

Korrektur, Beteiligung,
friedlicher Machtwechsel

Stabilität, Ausgleich,
Gemeinwohlbindung

Reife Demokratie
verbindet beides

Was lernt
Österreich
daraus?

Republik und Wahl
bleiben unverzichtbar

Demokratie braucht
Verfassungs- und

Verantwortungskultur

Die beste Republik 
ist eine politienahe

Demokratie

Damit  wird  der  Kern  sichtbar:  Demokratie  verdient  Unterstützung,  weil  sie  Macht  vom  Volk  her
legitimiert. Politie verdient Beachtung, weil sie Demokratie vor Maßlosigkeit schützt. Wer Demokratie
nur als Mehrheit  versteht,  verkürzt  sie.  Wer Politie nur als antiken Begriff  behandelt,  verpasst ihre
bleibende Funktion als Maßstab politischer Reife.

7. Errungenschaften der Demokratie in Westeuropa
Westeuropäische Demokratien haben über lange Zeit jene politische Kultur entwickelt, in der Freiheit,
Recht,  Wahl,  Sozialstaat,  Öffentlichkeit  und institutionelle  Kontrolle  miteinander  verbunden wurden.
Diese  Errungenschaft  ist  historisch  keineswegs  selbstverständlich.  Sie  entstand  aus  Revolutionen,
Verfassungskämpfen, Religionskonflikten, Arbeiterbewegung, Frauenbewegung, Erfahrungen mit Krieg,
Faschismus, Nationalsozialismus, autoritären Regimen und dem Wiederaufbau nach 1945. Die wichtig-
sten Leistungen lassen sich in mehreren Ebenen darstellen.

Errungenschaft Bedeutung Pädagogische Erklärung

Volkssouveränität
Politische Macht wird vom Volk her

begründet
Niemand soll kraft Geburt oder

angeblicher Sendung über alle stehen

Allgemeines
Wahlrecht

Erwachsene Bürgerinnen und Bürger
wirken an politischer Machtbildung

mit
Jede Stimme zählt nach gleichem Recht

Rechtsstaat
Staatliches Handeln wird an Recht

gebunden
Auch der Staat darf nicht willkürlich

handeln
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Errungenschaft Bedeutung Pädagogische Erklärung

Gewaltenteilung
Macht verteilt sich auf verschiedene

Organe
Wer Macht ausübt, soll kontrolliert werden

Grundrechte
Freiheit und Würde werden rechtlich

geschützt
Mehrheit darf den Einzelnen 

nicht schutzlos machen

Parlamentarismus
Politik wird öffentlich beraten und

beschlossen
Streit erhält eine geregelte Form

Opposition Kritik wird institutionell anerkannt
Gegner sind Teil der Ordnung, 

nicht Feinde des Staates

Freie Medien Macht wird beobachtet und kritisiert
Öffentlichkeit schützt vor verdecktem

Machtmissbrauch

Sozialstaat
Demokratie verbindet Freiheit mit

sozialer Absicherung
Politische Gleichheit braucht 

soziale Mindestvoraussetzungen
Friedlicher

Machtwechsel
Regierungen können 
ohne Gewalt wechseln

Demokratie zähmt den Kampf um Macht

Diese Leistungen dürfen nicht geringgeschätzt werden. Gerade Österreich zeigt, wie kostbar sie sind.
Das Ende der Monarchie, die schwierige Erste Republik, die Ausschaltung des Parlaments 1933, der
Austrofaschismus, der Nationalsozialismus und der demokratische Neubeginn nach 1945 zeigen, dass
Demokratie niemals bloß eine Verwaltungsform darstellt. Sie ist eine fragile Kulturleistung.

8. Grenzen der Demokratie
Eine reife Betrachtung muss auch die Schwächen der Demokratie benennen. Demokratie kann lang-
sam sein. Sie kann durch Parteitaktik blockiert werden. Sie kann Sachfragen vereinfachen. Sie kann
von kurzfristigen Stimmungen abhängen.  Sie kann Expertinnen und Experten ignorieren.  Sie kann
Minderheiten unter Druck setzen. Sie kann den lautesten Stimmen mehr Aufmerksamkeit schenken als
den sorgfältigsten Argumenten. Diese Schwächen sprechen nicht automatisch gegen Demokratie. Sie
zeigen,  dass  Demokratie  auf  Voraussetzungen  angewiesen  bleibt.  Sie  braucht  politische  Bildung,
funktionierende Institutionen, unabhängige Gerichte, verlässliche Medien, soziale Stabilität, wirtschaft-
liche Mindestgerechtigkeit und Bürgerinnen und Bürger,  die zwischen Meinung, Interesse, Tatsache
und Verantwortung unterscheiden können. Hier liegt der tiefste pädagogische Punkt: Demokratie ist
keine bloße Staatsform, die man besitzt und dann behält. Sie ist eine Praxis, die erlernt, gepflegt und
verteidigt werden muss. Wahlrecht allein reicht nicht aus. Eine Demokratie lebt von Menschen, die
urteilsfähig bleiben.

Demokratische Gefahr Erscheinungsform Politienahe Antwort

Mehrheitswillkür
Mehrheit setzt sich über

Minderheiten hinweg

Grundrechte,
Verfassungsgerichtsbarkeit,

Minderheitenschutz

Populismus
Komplexe Fragen werden auf

Feindbilder reduziert
politische Bildung, 

sachliche Öffentlichkeit

Demagogie
Gefühle werden 

manipulativ mobilisiert
Medienkompetenz, 

kritische Prüfung

Kurzfristigkeit
Politik folgt dem 

nächsten Wahltermin
langfristige Institutionen,

Verantwortungsethik

Parteienverdrossenheit Bürger verlieren Vertrauen
Transparenz, Beteiligung,

nachvollziehbare Entscheidungen

soziale Spaltung
Gruppen leben in 

getrennten Wirklichkeiten
Sozialstaat, Dialog, 

faire Chancen
technokratische

Entfremdung
Expertengremien 

verdrängen Bürgernähe
verständliche Erklärung, 
demokratische Kontrolle
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Die unausgesprochene Wahrheit lautet: Demokratie scheitert weniger an offener Kritik als an innerer
Verwahrlosung.  Wenn  Wahrheit  gleichgültig  wird,  wenn  Gegner  zu  Feinden  erklärt  werden,  wenn
Verfahren verachtet werden, wenn Institutionen nur mehr nach Nutzen für das eigene Lager bewertet
werden, verliert Demokratie ihre Substanz. Politie bedeutet in dieser Lage: Rückkehr zu Maß, Recht,
Gemeinsinn und Selbstbegrenzung.

9. Warum Demokratie gegenüber Monarchie dennoch vorzuziehen bleibt
Die Schwächen der  Demokratie  führen gelegentlich  zu nostalgischen Vorstellungen.  Manche Men-
schen wünschen sich klare Führung, rasche Entscheidungen, sichtbare Ordnung, eine überparteiliche
Figur  oder  eine  Rückkehr  zu  traditionellen  Autoritäten.  Solche  Sehnsüchte  entstehen  oft  aus
Enttäuschung über Parteien, Verwaltung, Bürokratie oder öffentliche Streitkultur. Doch diese Sehnsucht
übersieht den Preis unkontrollierter Macht. Monarchische Ordnungen können Würde, Kontinuität und
symbolische Stabilität ausstrahlen. Sie können kulturell prägend und identitätsstiftend wirken. Politisch
problematisch  wird  es  dort,  wo  Macht  durch  Geburt  legitimiert  wird  und  demokratische  Korrektur
schwach bleibt. Der moderne Mensch soll nicht Untertan einer erblichen Ordnung sein. Er soll Bürger
eines  rechtlich  geordneten  Gemeinwesens  sein.  Für  Österreich  gilt:  Die  Monarchie  bleibt  Teil  der
Geschichte, die demokratische Republik bleibt angemessene politische Form. Sie verbindet Freiheit mit
Verantwortung, Wahl mit Abwahl, Macht mit Rechenschaft, Staat mit Bürgerrolle. Sie enttäuscht, weil
sie menschlich ist. Sie bleibt überlegen, weil sie menschliche Fehlbarkeit institutionell ernst nimmt.

Demokratie  ist  nicht  besser,  weil  immer  die  Klügsten  entscheiden.  Sie  ist  besser,  weil  niemand
dauerhaft unkontrolliert entscheiden soll. Sie ist besser, weil Macht befristet wird. Sie ist besser, weil
Kritik  erlaubt  bleibt.  Sie  ist  besser,  weil  ein  friedlicher  Wechsel  möglich bleibt.  Sie  ist  besser,  weil
Bürgerinnen  und  Bürger  nicht  bloß  Empfänger  staatlicher  Anordnung  sind,  sondern  politische
Mitverantwortliche.

10. Politie als pädagogischer Schlüssel für heutige Demokratiebildung
Für politische Bildung eignet sich der Begriff Politie besonders gut, weil er vor falschen Erwartungen
schützt. Wer Demokratie nur als „das Volk entscheidet“ erklärt, erzeugt schnell Enttäuschung. Denn in
modernen  Staaten  entscheidet  das  Volk  selten  unmittelbar.  Parlamente,  Regierungen,  Gerichte,
Verwaltung,  EU-Ebenen,  internationale  Verträge  und  wirtschaftliche  Realitäten  wirken  mit.  Eine
einfache  Volk-gegen-Eliten-Erzählung  verfehlt  die  Wirklichkeit.  Wer  Demokratie  politienah  erklärt,
vermittelt  differenzierter:  Das  Volk  bildet  den  Legitimationsgrund.  Die  Entscheidungspraxis  braucht
Institutionen. Die Mehrheit braucht Grenzen. Freiheit braucht Recht. Gemeinwohl braucht Ausgleich.
Verantwortung braucht Urteilskraft.

Lernstufe Einfache Erklärung Vertiefte Erklärung Kritische Reifung

Grundverständnis
Demokratie heißt
Mitbestimmung

Moderne Demokratie 
arbeitet repräsentativ

Mitbestimmung 
braucht Institutionen

Verfassungsverständnis
Gesetze gelten 

für alle
Auch politische Macht 
ist rechtlich gebunden

Recht schützt vor bloßer Mehrheit

Gemeinwohlverständnis
Politik soll 

allen dienen
Interessen müssen

ausgeglichen werden
Gemeinwohl darf nicht als

Schlagwort missbraucht werden

Geschichtsverständnis
Österreich ist 
heute Republik

Demokratie entstand aus
Konflikten und Brüchen

Freiheit bleibt verletzlich

Urteilskraft
Ich darf eine 

Meinung haben
Meinung braucht 

Information und Prüfung
Wahrheitsfähigkeit 

gehört zur Demokratie

Verantwortung Ich kann wählen
Ich trage Mitverantwortung

für politische Kultur
Demokratie beginnt im Umgang

mit Andersdenkenden

Diese pädagogische Differenzierung verhindert sowohl Zynismus als auch Schwärmerei. Demokratie
wird weder verklärt noch herabgesetzt. Sie erscheint als anspruchsvoller Prozess, der Bürgerinnen und
Bürger bildet und zugleich auf gebildete Bürgerinnen und Bürger angewiesen bleibt.

11. Demokratie, Wahrheit und öffentliche Vernunft
Eine der größten Gefahren heutiger Demokratien liegt in der Schwächung gemeinsamer Wirklichkeits-
bezüge. Wenn jede Gruppe nur mehr ihre eigene Wahrheit gelten lässt,  wird demokratischer Streit
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unfruchtbar.  Demokratie  braucht  gemeinsame  Mindestmaßstäbe:  Tatsachenprüfung,  argumentative
Redlichkeit,  Anerkennung  des  Gegenübers,  Unterscheidung  zwischen  Meinung  und  belegbarer
Aussage.  Das bedeutet  nicht,  dass alle dasselbe denken sollen. Demokratie lebt von Unterschied-
lichkeit. Doch sie zerfällt,  wenn Unterschiedlichkeit in Wirklichkeitsverlust umschlägt. Politie verlangt
daher eine Kultur der Urteilskraft. Sie fragt nicht nur: Wer gewinnt? Sie fragt auch: Wie wird argumen-
tiert?  Welche  Folgen  entstehen?  Welche  Gruppen  werden  übersehen?  Welche  langfristigen  Güter
stehen auf dem Spiel? Hier berührt sich politische Theorie mit Lebenspraxis. Demokratie beginnt nicht
erst im Parlament. Sie beginnt im Gespräch, im Verein, in der Familie, in der Gemeinde, in der Schule,
in  der  Zeitung,  am Stammtisch,  im Internet.  Wer  andere  nur  herabsetzt,  schwächt  demokratische
Kultur. Wer zuhört, prüft, unterscheidet und verantwortlich widerspricht, stärkt sie.

12. Österreich als Lernfall: Demokratie bleibt verletzlich
Österreichs  Geschichte  zeigt  die  Verletzlichkeit  demokratischer  Ordnung  besonders  deutlich.  1918
begann die jüngere Demokratiegeschichte mit Republik, allgemeinem Wahlrecht und parlamentarischer
Neuordnung. Doch die Erste Republik litt unter massiven sozialen, weltanschaulichen und politischen
Spannungen.  1933  wurde  der  Nationalrat  ausgeschaltet.  Danach  folgten  autoritäre  Herrschaft,
Bürgerkriegserfahrung, Nationalsozialismus und Krieg. 1945 begann der demokratische Wiederaufbau
unter völlig neuen Voraussetzungen. Geschichte lehrt: Demokratie braucht mehr als Verfassungstext.
Sie  braucht  demokratische  Kultur,  Parteien,  die  Gegner  als  legitime  Mitbewerber  anerkennen.  Sie
braucht Bürgerinnen und Bürger, die Kompromiss nicht mit Verrat verwechseln. Sie braucht Institu-
tionen,  die  über  Lagerinteressen  hinaus  verlässlich  wirken.  Sie  braucht  Erinnerung  an  die  Folgen
politischer Verrohung. Darum darf man Demokratie weder geringschätzen noch überfordern. Wer von
Demokratie endgültige Harmonie erwartet, wird sie bald für gescheitert erklären. Wer ihre realistische
Aufgabe  erkennt,  wird  sie  verteidigen:  Sie  soll  Konflikte  sichtbar  machen,  ordnen,  begrenzen und
friedlich bearbeitbar halten.

13. Praktische Kriterien einer politienahen Demokratie
Eine moderne Demokratie nähert sich der Politie dort, wo sie bestimmte Reifekriterien erfüllt. Diese
Kriterien eignen sich zugleich als Prüffragen für politische Bildung, Gemeindegespräche, Homepage-
Beiträge oder den Weisheitskompass.

Prüffrage Bedeutung Politienahe Qualität

Wird Macht begründet? Entscheidungen werden erklärt
Legitimität durch

Nachvollziehbarkeit

Wird Macht begrenzt? Grundrechte und Gerichte wirken Schutz vor Willkür

Wird Opposition respektiert? Kritik gilt als Teil der Ordnung demokratische Streitkultur

Werden Minderheiten
geschützt?

Mehrheit bleibt rechtlich gebunden Freiheit für alle

Wird Gemeinwohl ernst
genommen?

Politik denkt über Gruppeninteressen
hinaus

sozialer und politischer Ausgleich

Werden Fakten geprüft?
Entscheidungen beruhen 

auf Wirklichkeitsbezug
öffentliche Vernunft

Sind Fehler korrigierbar? Institutionen ermöglichen Revision Lernfähigkeit

Wird langfristig gedacht?
Zukunft, Klima, Schulden, Bildung 

und Frieden zählen
Verantwortung über 
Wahltermine hinaus

Bleibt Sprache maßvoll? Gegner werden nicht entmenschlicht Kultur der Mäßigung

Diese Kriterien zeigen: Politie ist kein nostalgisches antikes Ideal. Sie kann als zeitgemäß reflektierter 
Maßstab dienen, um demokratische Qualität zu prüfen.

14. Verbindung zum Weisheitskompass

Der Weisheitskompass kann diese politische Deutung praktisch vertiefen. Demokratie braucht nicht nur
Institutionen, sondern auch innere Orientierung. Wer wählt, urteilt. Wer urteilt, deutet Wirklichkeit. Wer
deutet,  trägt  Verantwortung  für  die  Folgen  seiner  Sichtweise.  Politische  Reife  entsteht  daher  aus
Wahrnehmen, Prüfen, Abwägen, Handeln und Weiterlernen.
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Auf politischer Ebene bedeutet das: Wahrnehmen heißt, soziale Wirklichkeit nicht zu verdrängen. 
Prüfen heißt, Fakten, Interessen und Gefühle zu unterscheiden. Abwägen heißt, Freiheit, Sicherheit, 
Gerechtigkeit, Gemeinwohl und langfristige Folgen zusammenzudenken. Handeln heißt, Verantwortung
wahrzunehmen – durch Wahl, Gespräch, Beteiligung, Widerspruch oder Engagement. Weiterlernen 
heißt, Irrtum einzugestehen und politische Urteile zu korrigieren.

Weisheitskompass Politische Anwendung Demokratische Bedeutung
Wahrnehmen Was geschieht tatsächlich? Schutz vor Ideologie und Vereinfachung

Reflektieren Welche Deutungen wirken?
Unterscheidung von Meinung, 

Interesse und Tatsache

Abwägen
Welche Werte 

stehen im Konflikt?
Freiheit, Recht, Sicherheit, 

Gerechtigkeit verbinden

Verantwortlich handeln
Was dient dem
Gemeinwesen?

Bürgerrolle ernst nehmen

Weiterlernen Was muss korrigiert werden? Demokratie als lernfähige Ordnung

Damit erhält Demokratie eine innere Dimension. Sie bleibt Verfahren, aber sie braucht Charakter. Sie 
bleibt Institution, aber sie braucht Haltung. Sie bleibt Staatsform, aber sie braucht Kultur.

15. Schluss: Demokratie braucht politienhafte Reife
Demokratie ist eine große Errungenschaft, weil sie Herrschaft auf Zustimmung, Recht, Öffentlichkeit
und Korrektur bezieht. Für Österreich ist sie gegenüber dynastischer Monarchie die angemessenere
Ordnung, weil sie Bürgerinnen und Bürger als politische Mitverantwortliche anerkennt und Macht nicht
erblicher Stellung überlässt. Doch Demokratie darf nicht überfordert werden. Sie schafft keine vollkom-
mene  Gesellschaft.  Sie  garantiert  keine  Weisheit.  Sie  schützt  nicht  automatisch  vor  Demagogie,
Oberflächlichkeit,  Mehrheitswillkür  oder  politischer  Verrohung.  Ihre  Stärke  liegt  in  der  geregelten
Korrektur menschlicher Fehlbarkeit.  Politie bietet  dafür einen entscheidenden Maßstab. Sie erinnert
daran, dass Herrschaft der Vielen erst dann politisch reif wird, wenn sie gemeinwohlorientiert, rechtlich
gebunden,  maßvoll  und  ausgleichend  wirkt.  Die  beste  moderne  Demokratie  ist  daher  keine
ungezügelte  Mehrheitsherrschaft.  Sie  ist  eine  verfassungsstaatliche,  rechtsgebundene,  sozial
verantwortliche und selbstkritische Demokratie.  Die kurze Formel  lautet:  Demokratie gibt  dem Volk
politische  Würde.  Politie  gibt  der  Demokratie  Maß.  Herrschaft  braucht  Recht.  Freiheit  braucht
Verantwortung.  Mehrheit  braucht  Grenzen.  Gemeinwohl  braucht  Urteilskraft.  Wer  Demokratie  so
versteht, erwartet weder zu wenig noch zu viel. Er verachtet sie nicht wegen ihrer Schwächen und
vergötzt  sie  nicht  wegen  ihrer  Ideale.  Er  erkennt  sie  als  anspruchsvolle  Kulturleistung:  verletzlich,
fehleranfällig, korrigierbar und gerade deshalb kostbar.

Literatur- und Quellenhinweis
Für diesen Essay wurden deutschsprachig verfügbare Quellen und deutschsprachige Ausgaben herangezogen.

Die Darstellung versteht sich als eigenständige wissenschaftlich-pädagogische Ausarbeitung.

Aristoteles: Politik. Schriften zur Staatstheorie. Übersetzt und herausgegeben von Franz F. Schwarz. 
Reclam, Ditzingen.

Aristoteles: Nikomachische Ethik. Deutschsprachige Ausgabe, etwa Reclam oder Meiner.
Platon: Der Staat / Politeia. Deutschsprachige Ausgabe, etwa Reclam oder Meiner.
Platon: Nomoi / Die Gesetze. Deutschsprachige Ausgabe, etwa Meiner.
Montesquieu: Vom Geist der Gesetze. Deutschsprachige Ausgabe.
John Locke: Zwei Abhandlungen über die Regierung. Deutschsprachige Ausgabe.
Jean-Jacques Rousseau: Vom Gesellschaftsvertrag. Deutschsprachige Ausgabe.
Alexis de Tocqueville: Über die Demokratie in Amerika. Deutschsprachige Ausgabe.
John Stuart Mill: Betrachtungen über die repräsentative Demokratie beziehungsweise Über die Freiheit.
Deutschsprachige Ausgaben.
Ernst-Wolfgang Böckenförde: Staat, Verfassung, Demokratie. Studien zur Verfassungstheorie und zum 
Verfassungsrecht. Suhrkamp.
Ernst Fraenkel: Deutschland und die westlichen Demokratien. Suhrkamp.
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Dolf Sternberger: Verfassungspatriotismus. Schriften zur politischen Kultur.
Peter Graf Kielmansegg: Das Experiment der Freiheit. Zur gegenwärtigen Lage des demokratischen 
Verfassungsstaates.
Hans Vorländer: Demokratie. Geschichte, Formen, Theorien. C. H. Beck.
Anton Pelinka: Grundzüge der Politikwissenschaft. Böhlau beziehungsweise utb.
Österreichisches Bundes-Verfassungsgesetz, insbesondere Artikel 1: „Österreich ist eine 
demokratische Republik. Ihr Recht geht vom Volk aus.“
Österreichisches Parlament: Informationsseiten zu Demokratie, Parlamentarismus, Bundesverfassung, 
Grundprinzipien und Geschichte des österreichischen Parlamentarismus.
Demokratiezentrum Wien: Beiträge zur Demokratiegeschichte Österreichs, insbesondere zur 
Entwicklung 1918–1938.
Bundeszentrale für politische Bildung: Materialien zu Demokratie, Rechtsstaat, Mehrheitsprinzip, 
Staatsformen und politischer Bildung.
Metzler Lexikon Philosophie: Artikel „Politie“, deutschsprachig zugänglich über Spektrum Lexikon der 
Philosophie.

Die sachliche Grundlage der Fassung ist deutschsprachig abgesichert: Das RIS gibt Art. 1 B-VG mit
der Formulierung wieder, dass Österreich eine demokratische Republik ist und sein Recht vom Volk
ausgeht. (RIS) Das österreichische Parlament erläutert Demokratie ausdrücklich als „mehr als nur die
Mehrheit“ und beschreibt Österreich als parlamentarische Demokratie mit Gesetzgebung, Kontrolle und
Beteiligungsmöglichkeiten. (Parlament Österreich) Zur österreichischen Geschichte hält das Parlament
fest, dass in der Habsburgermonarchie erst spät ein Parlament geschaffen wurde und erst die Republik
von 1918 das Parlament ins Zentrum des Staates rückte.  (Parlament Österreich) Das Demokratie-
zentrum Wien beschreibt  1918 als Beginn der jüngeren österreichischen Demokratiegeschichte mit
allgemeiner und gleicher politischer Partizipation unabhängig von Stand, Einkommen oder Geschlecht.
(Demokratiezentrum  Wien)  Zur  Politie  stützt  sich  die  Fassung  auf  deutschsprachige  Aristoteles-
Rezeption:  Die  bpb  dokumentiert  das  aristotelische  Schema  von  Monarchie,  Aristokratie,  Politie
einerseits und Tyrannis,  Oligarchie,  Demokratie als Abweichungsformen andererseits.  (bpb.de) Das
Metzler  Lexikon Philosophie  beschreibt  Politie  als  von Aristoteles  konzipierte  Mischverfassung,  die
demokratische  und  oligarchische  beziehungsweise  aristokratische  Strukturelemente  ausbalanciert.
(spektrum.de)

Anhang: Tendenzen zur Alleinherrschaft – das Beispiel USA
Die Vereinigten Staaten von Amerika galten lange als klassisches Beispiel einer verfassungsstaatlich
gezügelten Demokratie. Ihr politisches System wurde gerade daraus entwickelt, Machtkonzentration zu
verhindern. Der Präsident sollte stark genug sein, um handlungsfähig zu regieren, zugleich aber durch
Kongress, Gerichte, Bundesstaaten, Medien, Öffentlichkeit und regelmäßige Wahlen begrenzt bleiben.
Das  bekannte  Prinzip  der  „checks  and  balances“  meint  genau  diese  gegenseitige  Hemmung und
Kontrolle politischer Macht. Deshalb wirken gegenwärtige Tendenzen zur Machtkonzentration in den
USA lehrreich. Sie zeigen, dass selbst alte Demokratien gefährdet bleiben, wenn politische Führung
beginnt, unabhängige Institutionen als Hindernisse statt als notwendige Begrenzungen legitimer Macht
zu  betrachten.  Dabei  wäre  es  sachlich  überzogen,  die  USA bereits  einfach als  Alleinherrschaft  zu
bezeichnen.  Es  gibt  weiterhin  Gerichte,  Bundesstaaten,  Medien,  Wahlen,  Opposition  und
zivilgesellschaftlichen  Widerstand.  Doch  die  demokratische  Qualität  wird  dort  beschädigt,  wo  die
Exekutive  den  Anspruch  erhebt,  institutionelle  Gegenmächte  zu  schwächen,  Loyalität  über
Rechtsbindung zu stellen und öffentliche Kritik als Feindschaft zu deuten. Aus demokratietheoretischer
Sicht liegt die Gefahr weniger in einem plötzlichen Staatsstreich als in einer schrittweisen Verschiebung
der  politischen  Ordnung.  Wahlen  bleiben  bestehen,  doch  ihre  Fairness  wird  angegriffen.  Gerichte
bleiben bestehen, doch ihre Unabhängigkeit gerät unter Druck. Parlamente bleiben bestehen, doch sie
verlieren  gegenüber  einer  dominanten  Exekutive  an  Gewicht.  Medien  bleiben  bestehen,  doch  sie
werden systematisch delegitimiert. Verwaltung bleibt bestehen, doch sie wird stärker nach persönlicher
Loyalität als nach fachlicher und rechtsstaatlicher Verantwortung ausgerichtet. Aus Demokratie wird
dann formal weiterhin eine Wahlordnung, innerlich jedoch eine Ordnung wachsender Machtkonzen-
tration. Hier wird der Unterschied zwischen Demokratie und Politie nochmals deutlich. Demokratie im
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bloßen Sinn kann sich auf Wahlgewinn und Mehrheitsmandat berufen. Politie fragt darüber hinaus, ob
Macht  maßvoll,  rechtlich  gebunden,  gemeinwohlorientiert  und  kontrollierbar  ausgeübt  wird.  Ein
gewählter  Präsident  kann  daher  demokratisch  an  die  Macht  kommen  und  dennoch  politienfern
regieren, wenn er Institutionen schwächt, Gegner entwertet, Gerichte angreift, Medien einschüchtert
oder das Gemeinwohl mit persönlicher Machtbehauptung verwechselt.

Gefährdung
Erscheinungsform in

präsidentiellen
Demokratien

Warum dies zur
Alleinherrschaft
tendieren kann

Politienahe Gegenkraft

Überdehnung der
Exekutive

Der Präsident regiert
zunehmend durch
Anordnungen und

Notstandsargumente

Parlamentarische
Beratung und

Gesetzgebung 
verlieren Gewicht

Starker Kongress, gerichtliche
Kontrolle, öffentliche
Begründungspflicht

Angriff auf Gerichte
Richterliche Entscheidungen

werden delegitimiert oder
politisch bekämpft

Recht wird dem
Führungswillen
untergeordnet

Unabhängige Justiz,
Anerkennung rechtskräftiger

Entscheidungen

Politisierung der
Verwaltung

Fachbeamte werden durch
loyale Gefolgsleute ersetzt

Der Staat dient stärker
einer Person oder

Bewegung als 
dem Recht

Professioneller öffentlicher
Dienst, Rechtsbindung,

Transparenz

Delegitimierung freier
Medien

Kritische Medien werden als
Feinde oder Lügner

dargestellt

Öffentlichkeit verliert
ihre Kontrollfunktion

Pressefreiheit, Medienvielfalt,
Faktenprüfung

Feindbildpolitik
Politische Gegner gelten
nicht mehr als legitime

Mitbewerber

Demokratischer 
Streit wird zum
Existenzkampf

Anerkennung 
legitimer Opposition

Wahlrechtsmanipulation

Wahlkreise, Wahlzugang
oder Wahlverwaltung
werden parteitaktisch

geformt

Die Wahl bleibt formal
bestehen, wird aber
strukturell verzerrt

Faire Wahlordnung,
unabhängige Wahlaufsicht

Personalisierung der
Politik

Staat, Partei und
Führungsfigur verschmelzen

symbolisch

Loyalität ersetzt
institutionelle

Verantwortung

Verfassungspatriotismus,
Amtsethos, Gewaltenteilung

Schwächung der
Wahrheitspflicht

Fakten werden durch
permanente Mobilisierung

verdrängt

Bürgerurteil wird
manipulierbar

politische Bildung,
Wissenschaft, 

freie Öffentlichkeit

Die amerikanische Entwicklung zeigt  damit eine Grundwahrheit  moderner Demokratien: Demokratie
zerbricht  selten nur an ihren Gegnern. Sie erodiert  auch durch gewählte Akteure, wenn diese das
Wahlergebnis als Blankovollmacht verstehen. Ein Wahlsieg verleiht Regierungsauftrag, jedoch keine
Ermächtigung zur Entkernung der demokratischen Ordnung. Die Mehrheit entscheidet innerhalb der
Verfassung, keineswegs über den Wert der Verfassung selbst. Für Europa und Österreich ergibt sich
daraus eine nüchterne Lehre. Demokratie darf  nicht auf Wahlrituale verkürzt  werden. Entscheidend
bleiben jene Institutionen und Haltungen, die Macht begrenzen: unabhängige Gerichte, freie Medien,
parlamentarische  Kontrolle,  Minderheitenschutz,  faire  Wahlverfahren,  föderale  oder  regionale
Gegengewichte, politische Bildung und eine Kultur des Maßes. Sobald diese Gegenkräfte als lästige
Hindernisse verspottet werden, beginnt die gefährliche Verschiebung von demokratischer Regierung zu
persönlicher Machtausübung. Im Horizont des Weisheitskompasses lässt sich dies klar formulieren:
Macht braucht Maß. Mehrheit ersetzt keine Wahrheit. Freiheit braucht Orientierung. Demokratie bleibt
nur  dort  lebendig,  wo  sie  ihre  eigene  Begrenzung  bejaht.  Die  Politie  erinnert  daran,  dass  gute
Herrschaft der Vielen nicht im bloßen Durchsetzen des Siegers besteht, sondern in der verantwort-
lichen  Bindung  aller  Macht  an  Recht,  Gemeinwohl  und  Korrekturfähigkeit.  Die  USA liefern  kein
Argument gegen Demokratie. Sie sind ein Warnbeispiel gegen die Illusion, Demokratie könne ohne
politische  Tugenden,  institutionelle  Begrenzung  und  öffentliche  Wahrheitsfähigkeit  bestehen.  Alte
Demokratien können von innen her beschädigt werden, wenn Macht personalisiert, Recht politisiert und
Kritik moralisch entwertet wird. Die angemessene Antwort lautet daher nicht Demokratieverach-tung,
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sondern  Vertiefung  demokratischer  Kultur:  mehr  Rechtsstaat,  mehr  Urteilskraft,  mehr  Maß,  mehr
Verantwortung. Sachliche Grundlage: BPB Bundeszentrale für politische Bildung beschreibt das US-
System als Ordnung horizontaler Machtkontrolle, in der Legislative, Exekutive und Judikative einander
kontrollieren und begrenzen. (bpb.de) Die bpb definiert „checks and balances“ als Verfassungsprinzip,
wonach überall dort, wo Macht entsteht, Gegenmacht möglich sein muss. (bpb.de) Aktuelle Analysen
warnen jedoch vor einer Erosion dieser Begrenzungen: Die Stiftung Wissenschaft und Politik spricht
2026 von Angriffen auf Gewaltenteilung, Bürgerrechte und Überparteilichkeit staatlicher Institutionen.
(Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP)) Freedom House beschreibt global eine wachsende Gefahr
durch demokratisch gewählte Führungspersonen, die institutionelle Schranken ihrer Macht übergehen
wollen.  (Freedom  House)  Das  V-Dem-Institut  nennt  die  USA in  seinem  Demokratiebericht  2026
ausdrücklich unter den Ländern mit Autokratisierungstendenzen. (v-dem.net)
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